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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entschädigung für Verlust von Grund und Boden durch Errichtung 
militärischer Anlagen 

Bezug: Kleine Anfrage 46 der Abgeordneten Kemper (Trier), Richarts und 
Genossen - Drucksache 407 - 


Die Abgeordneten Kemper (Trier), Richarts 
und Genossen haben in der Kleinen Anfrage 46 
vom 30. März 1954 um Auskunft gebeten, 
bis wann die Grundstückseigentümer, die 
ihren Besitz ganz oder teilweise bei der Er- 
richtung militärischer Anlagen verloren haben, 
mit einer gerechten Entschädigung rechnen 
können. 

Im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes- 
ressorts beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 

Das Bundesministerium der Finanzen kauft 
die von den Besatzungsmächten requirierten 
unbebauten Grundstücke an, die ihrer ur- 
sprünglichen Zweckbestimmung durch Be- 
bauung oder Einbeziehung in militärische 
Anlagen dauernd entzogen worden sind. Der 
Ankauf wird mit Mitteln des Haushalts der 
Verteidigungsfolgekosten vom Bund finanziert 
und im ausschließlichen Interesse der Betroffe- 
nen auf der Basis freier vertraglicher Verein- 
barungen durchgeführt. Rechtlich ist der Bund 
unter der Geltung des Besatzungsstatuts nicht 
verpflichtet, derartige Grundstücke käuflich 
zu erwerben. Andererseits ist es der freien 
Entscheidung des Grundstückeigentümers über- 
lassen, ob er sein Grundstück verkaufen oder 
es behalten und sich mit der aus dem Alli- 
ierten Besatzungskosten- und Auftragsaus- 
gabenhaushalt gezahlten Nutzungsvergütung 
begnügen will. 


Bei Durchführung der Ankaufs Vorhaben gehen 
die Betroffenen häufig von der unzutreffenden 
Ansicht aus, daß die Requisitionsmaßnahmen 
der Besatzungsmächte Enteignungsmaßnahmen 
des Bundes gleichzusetzen seien. Sie glauben 
daher, wegen der von der Besatzungsmacht 
verfügten Räumung ihres Eigentums häufig 
Forderungen stellen zu können, die über den 
angemessenen Grundstück swert hinausgehen. 
Die vom Bund zu treffenden Maßnahmen 
sind jedoch nur freiwillige Maßnahmen mit 
dem Ziele, den Räumungsbetroffenen zu 
helfen. Die Hilfsbereitschaft des Bundes kann 
nicht an der Tatsache vorübergehen, daß der 
Grundstücksmarkt noch in erheblichem Um- 
fange durch die bestehenden Preisstopp -Vor- 
schriften Preisbindungen unterliegt. 

Bei freihändigem Verkehr mit Baugrundstücken 
gelten für die Ermittlung des zulässigen Preises 
nach wie vor die allgemeinen Grundsätze des 
Preisstopprechts. Bei land- und forstwirtschaft- 
lichen Grundstücken ist der Wertermittlung 
das z. Z. noch gültige Kontrollratsgesetz 
Nr. 45 vom 20. Februar 1947 über die Auf- 
hebung des Erbhof gesetzes und die Einführung 
neuer Bestimmungen über land- und forst- 
wirtschaftliche Grundstücke zu Grunde zu 
legen, das insoweit die Vorschriften der Preis- 
stopp-Verordnung ersetzt. Nach diesem Gesetz 
ist die Genehmigung zur Auflassung eines 
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks 
dann zu versagen, „wenn der Gegenwert in 
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einem groben Mißverhältnis zum Wert des 
Grundstücks steht”. 

Bisher ist es im allgemeinen auch möglich 
gewesen, die Bewertungsarbeiten im Benehmen 
mit den Sachverständigen des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und auch die Ankäufe, insbesondere 
bei größeren Bauvorhaben für Flugplätze, 
Truppenübungsplätze und dergleichen in einer 
den Umständen nach angemessenen Zeit durch- 
zuführen. Andererseits müßten bei der Vielzahl 
der abzuwickelnden Vorhaben in einzelnen 
Fällen gewisse Verzögerungen in Kauf ge- 
nommen werden. In diesem Zusammenhang 
darf darauf hingewiesen werden, daß auch 
die Bundesvermögens- und Bauabteilungen 


der Oberfinanzdirektionen, die mit der 
selbständigen Durchführung des Ankaufs 
von Grundstücken bis zu einem Wert von 
50 000 DM betraut sind, bei der Ermittlung 
der Grundstückswerte im wesentlichen auf 
die Amtshilfe von Landesdienststellen und 
ihrer Sachverständigen angewiesen sind. 

Insgesamt sind im Gebiet der Bundesrepublik 
bis Februar 1954 rund 12 500 Grundstücke 
im Wege des freiwilligen Ankaufs erworben 
worden, wofür Mittel des Haushalts der Ver- 
teidigungsfolgekosten in Höhe von rund 
60 Mio DM aufgewendet werden mußten. 

Das Bundesministerium der Finanzen bleibt 
bemüht, die erforderlichen weiteren Ankäufe 
mit größter Beschleunigung durchzuführen. 


In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr. Oeftering 



